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 Autor:  Mensch klaus,  Mann aus der Familie hausdorf 

                       Angehöriger der indigenen Volksgruppe Germaniten 
 
 
Az.:/Geschäftszeichen:_____________________________________ 
 
Anschrift:________________________________________________ 
 

Ort / Datum:                                                                                          Fax: 

 

Als  N I E D E R S C H R I F T  und schriftl. Zu Protokoll ! 

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein Schwindel und kein souveräner Staat.  
Die Bundesrepublik Deutschland (nachfolgend BRD genannt) ist in der UN als 
NGO eingetragen und der Staat Deutschland (vgl. Deutsches Reich) als 
Germany. Die BRD verfügt auch über keine souveräne Verfassung sondern es 
gab bis 1990 ein gültiges Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland. 
 
Mit dem Wegfall des Art. 23 (vgl. Geltungsbereich der BRD) des Grundgesetzes 
für die Bundesrepublik Deutschland im Jahr 1990, war die BRD „de jure“ 
erloschen. Die BRD ist nach Offenkundigkeit der Rechtsnachfolger des Dritten 
Reich und in der BRD werden bis heute auch noch NAZI-Gesetze zur 
Anwendung gebracht. Mit der NAZI-Staatsangehörigkeit “DEUTSCH“ von 1934 
im Personalausweis/Reisepass der BRD werden deutsche Staatsangehörige 
durch Abstammung und Geburt (vgl. RuStAG 1913) unter Vorsatz u. a. auch 
Recht- und Staatenlos gehalten.    
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Die öffentliche Ordnung in der Bundesrepublik Deutschland ist nicht mehr 
gegeben / vorhanden. Es gibt dafür weder eine gültige Rechtsgrundlage noch 
gibt es eine souveräne Exekutive die eine solche Ordnung vertreten könnte. 
Bei der vermeintlichen “POLIZEI“ in der Bundesrepublik Deutschland handelt es 
sich lediglich um eine geschützte „WORTMARKE“. Gleiches gilt für den “ZOLL“ 
der Bundesrepublik Deutschland. Somit ist ebenfalls Offenkundig, dass es sich 
bei allen vermeintlichen „BEAMTEN“ in der Bundesrepublik Deutschland 
lediglich um Privatpersonen handelt, die als Bedienstete/Personal (vgl. 
Dienstausweis/Personalausweis) der Ämter, Behörden, Dienststellen, Gerichte 
und Verwaltungen, im Auftrag ihres „Dienstherren“ tätig sind. Somit dürfte 
auch der Beweis dafür erbracht worden sein, dass es auch keine 
Gewaltenteilung/Unabhängigkeit in der bundesrepublikanischen Rechtspflege 
(vgl. Rechtspfleger, Richter und Staatsanwälte) geben kann, sondern das auch 
diese Bediensteten/Personal (vgl. Dienstausweis/Personalausweis) 
Weisungsgebunden ihren Dienst verrichten müssen (vgl. Maulkorb für den 
Staatsanwalt – bitte mal bei Google eingeben).  
 
Darüber hinaus ist Offenkundig, dass es in der BRD überhaupt keine staatlichen 
Gerichte (vgl. § 15 GVG) und auch keine gesetzlichen/gesetzmäßigen Richter 
(vgl. Art. 101 GG) gibt. Der gesetzliche Richter dem Angeklagten/Beschuldigten 
aber auch nicht entzogen werden darf (vgl. § 16 GVG/analog). Zu beachten 
bleibt dabei, dass es überhaupt keinen „JURISTEN“ in der BRD gibt, der nach 
„deutschem Recht“ (vgl. § 11 StGB) über eine Zulassung verfügt.   
 
Des Weiteren gibt es an den Gerichten in der BRD aber auch keinen GVP der 
den gesetzlichen Vorschriften (vgl. § 21e GVG/analog) entsprechen könnte. 
 
Fragen Sie doch mal „ihren“ Rechtsanwalt, warum er diese Offenkundigkeiten 
vor Gericht nicht im Vorfeld für Sie gerügt hat und bestehen Sie darauf, dass ihr 
Rechtsanwalt dafür Sorge trägt, dass ihnen alle Beschlüsse/Urteile usw., als 
“Kopie der Urschrift“ mit der persönlichen Unterschrift der/des Richter (vgl. 
Vor- und Familienname - Dienstsiegel) übersandt / zugestellt werden.             
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Sie dürfen dann auf die Reaktion ihres “Rechtsanwaltes“ gespannt sein. 

Weitere Informationen zu dem brisanten Thema „der BRD-Rechtsbankrott“ 

erfahren Sie u. a. auch auf den nachstehenden Internetseiten. 

https://volksbetrugpunktnet.wordpress.com    -   http://schaebel.de     

www.anonymousnews.ru    -   http://verfassungsinitiative.com  

https://www.staatenlos.info   -   http://brd-schwindel.org     

www.joh-nrw.net   -   www.bewusst.tv   -   www.nordland.tv     

 

Zitat: 

tiefer Ekel  

Ein Richter im Ruhestand gesteht ..... 

erstellt von Walter Krug — zuletzt verändert: 11 Jul, 2008 11:17 

 

....tiefer Ekel .... 
 

"Ich war von 1973 bis 2004 Richter am Landgericht Stuttgart und habe in dieser Zeit ebenso 

unglaubliche wie unzählige, vom System organisierte Rechtsbrüche und Rechtsbeugungen 

erlebt, gegen die nicht anzukommen war/ist, weil sie systemkonform sind. Ich habe unzählige 

Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte erleben müssen, die man 

schlicht "kriminell" nennen kann. Sie waren/sind aber sakrosankt, weil sie per Ordre de Mufti 

gehandelt haben oder vom System gedeckt wurden, um der Reputation willen.....In der Justiz 

gegen solche Kollegen vorzugehen, ist nicht möglich, denn das System schützt sich vor einem 

Outing selbst - durch konsequente Manipulation. Wenn ich an meinen Beruf zurückdenke (ich 

bin im Ruhestand), dann überkommt mich ein tiefer Ekel vor 'meinesgleichen'." 

 

Frank Fahsel, Fellbach, in der "Süddeutschen Zeitung", 9.4.2008  
 

https://volksbetrugpunktnet.wordpress.com/
http://schaebel.de/
http://www.anonymousnews.ru/
http://verfassungsinitiative.com/
https://www.staatenlos.info/
http://brd-schwindel.org/
http://www.joh-nrw.net/
http://www.bewusst.tv/
http://www.nordland.tv/
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Mit Verweis auf das o. g. Zitat kann die Menschenrechtsorganisation WAG-JOH 
die Aussage des Frank Fahsel nur bestätigen. In unserer mittlerweile mehr als 
zwölf-jährigen Tätigkeit haben auch wir ebenso unglaubliche wie unzählige 
vom System organisierte und unter Vorsatz geplante Straftaten zum Nachteil 
der vermeintlich Angeklagten/Beschuldigten erleben können. Wir haben 
unzählige Bedienstete/Personal (vgl. Dienstausweis/Personalausweis) in den 
Ämtern, Behörden, Dienststellen, Gerichten und Verwaltungen der BRD 
kennengelernt (vgl. Angestellte, Beschäftigte, GV, RPfleger, Richter, Polizisten, 
Staatsanwälte, usw.) die man schlicht und einfach kriminell nennen kann, 
gegen die aber auch mittels Dienstaufsichtsbeschwerden, Strafantrag i. V. mit  
Strafverfolgung, Antrag auf Disziplinarverfahren, usw., nicht anzukommen war,  
weil sich die Kriminellen in den Ämtern, Behörden, Dienststellen, Gerichten 
und Verwaltungen der BRD gegenseitig schützen. Selbst schwerste Verbrechen 
wie Amtsanmaßung, Bedrohung, Betrug, Diebstahl, Einbruch, Erpressung, 
Folter, Geiselnahmen, Körperverletzung, Nötigung, Rechtbeugung, Rufmord, 
Politische Verfolgung, Volksverhetzung, Verfolgung Unschuldiger, Anwendung 
von verbotenen NAZI-Gesetzen, usw., wurde von keinem Staatsanwalt in der 
BRD tatsächlich verfolgt. 
 
Außerdem war es der WAG-Justiz-Opfer-Hilfe NRW/Deutschland bis heute 
nicht vergönnt gewesen, trotz tausendfacher begründeter Anträge auch nur 
einen Beschluss/Urteil/Strafbefehl usw., in den Händen gehalten zu haben, der 
entsprechend der gesetzlichen Vorschrift (vgl. § 126 BGB/analog) mit der 
Unterschrift des Willenserklärenden (vgl. Richter/Staatsanwalt) versehen 
worden war. Gleiches gilt auch für die Geschäftsverteilungspläne an den 
Gerichten in der BRD. Es gibt keinen GVP an den Gerichten in der BRD, der 
auch nur im Ansatz den gesetzlichen Vorschriften entsprechen könnte. 
 
Neuerdings werden Menschen die Fragen bzgl. der Souveränität der BRD oder 
der bundesrepublikanischen Rechtspflege stellen, als sogenannte und 
vermeintlich „REICHSBÜRGER“ betitelt und von den Kriminellen in der BRD 
verfolgt.  
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Damit wird in der BRD ein neuer Versuch unternommen, das gesamte deutsche 
Volk einzuschüchtern. Wer das von den Lesern hier jetzt so nicht glauben 
möchte, der kann ja einfach mal selbst testen und ein paar Fragen zu den o. g. 
Themen z. B. im Bürgerbüro oder Amtsgericht in seiner Region stellen.  
 
Zu erwähnen bleibt hier dann noch, dass auch die Behauptungen die von den z. 
B. Medien zum Nachteil der betroffenen Menschen getätigt werden, so nicht 
stimmen. Unwahr ist nämlich die Behauptung, dass sich diese „Reichsbürger“ 
angeblich nicht an die Gesetze halten würden. Ganz das Gegenteil ist nämlich 
der Fall. Die Tätigkeit der Menschenrechtsorganisation WAG-Justiz-Opfer-Hilfe 
NRW/Deutschland bestand in den ganzen Jahren ausschließlich darin, die 
Bediensteten/Personal (vgl. Dienstausweis/Personalausweis) der Ämter, 
Behörden, Dienststellen, Gerichten und Verwaltungen im Auftrag und in 
Vollmacht der JOH-Angehörigen, an die Einhaltung von Gesetz und Recht zu 
erinnern und die begangenen Verbrechen öffentlich zu rügen.   
 
Nicht anders ist das mit allen anderen Menschen, die jetzt ihre Rechte 
hinterfragen und Antworten auf ihre Fragen erwarten. Wenn die Antwort aber 
mittels Rufmord, Überfällen, Verleumdung, Verfolgung, usw. durch das BRD-
System erfolgt, dann ist auch der „RECHTSBANKROTT“ dieser Bundesrepublik 
Deutschland, offenkundige Tatsache.     
 
Somit bleibt an dieser Stelle festzustellen, dass es in der NGO-BRD keine 
öffentliche Ordnung mehr gibt und das der absolute Rechtsbankrott in der 
bundesrepublikanischen Rechtspflege festzustellen war.     
 
Es gibt keinen Bediensteten/Personal (vgl. Dienstausweis/Personalausweis) in 
den Ämtern, Behörden, Dienststellen, Gerichten und Verwaltungen der BRD, 
der eine gültige Rechtsgrundlage oder seine unmittelbare Zuständigkeit 
gegenüber deutschen Staatsangehörigen durch Abstammung und Geburt (vgl. 
RuStAG 1913) und Angehörigen der indigenen Volksgruppe Germaniten als Teil 
des deutschen Volkes, nachweisen könnte.    
 



 

Seite 6 von 30 
 

 
Es gibt auch keinen   Bediensteten/Personal (vgl. Dienstausweis, 
Personalausweis) in den Ämtern, Behörden, Dienststellen, Gerichten und 
Verwaltungen der BRD, der überhaupt Angaben darüber machen könnte, wo 
der gültige Geltungsbereich für das/die ZPO, StPO, StGB, OWiG, usw., 
nachzulesen ist.   
 
Die BRD ist kein Staat, sondern als NGO zum Nachteil des gesamten deutschen 
Volkes und im Auftrag der Alliierten tätig (vgl. Konrad Adenauer – Google).   
 
 

Geh Denken  

 

 

Das Nachstehende sollten Sie auch unbedingt noch beachten! 
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Mit Verweis auf die Offenkundigkeit (vgl. ZPO § 291/analog) wird darauf 
hingewiesen, dass das Deutsche Reich als Staat aller deutschen 
Staatsangehörigen durch Abstammung und Geburt (vgl. RuStAG 1913) 
bis heute fortbesteht.   
 
 
Bonner Rundschau 20. Februar 1951 
US-Gericht: Deutsches Reich besteht noch 
 
"Es ist ein Irrtum zu sagen, daß das Deutsche Reich verschwunden 
sei" 
Das oberste amerikanische Berufungsgericht unter Vorsitz von Richter 
Fred Chon hat in einer bedeutenden Entscheidung erstmalig seit 
Kriegsende festgestellt, daß das Deutsche Reich trotz der 
bedingungslosen Kapitulation der Wehrmacht, niemals aufgehört habe 
zu bestehen. 
  
 
Das Deutsche Reich existiert fort.  
 
 
Das Deutsche Reich existiert fort (2 Bvl. 6/56, 2 BvF 1/73, 2 BvR 
373/83;BVerfGE 2, 266 (277); 3, 288 (319 f.); 5, 85 (126); 6, 309 (336, 
363)), besitzt nach wie vor Rechtsfähigkeit, ist allerdings als 
Gesamtstaat mangels Organisation, insbesondere mangels 
institutionalisierter Organe selbst nicht handlungsfähig. 
 
Damit kann auf dem Staatsgebiet des weiterhin existenten Deutschen 
Reichs (nach Vorgabe der Alliierten gemäß des Supreme Headquarters 
Allied Expeditionary Force (SHAEF)-Gesetz Nr. 52 Artikel VII Punkt e 
„Deutschland bedeutet das Deutsche Reich, wie es am 31.12.1937 
bestanden hat.“ niemals ein weiterer Staat existiert haben, und auch 
zukünftig nicht existieren können. 
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Mit angemessenem Respekt   
 
 
 
lebender und beseelter Mensch klaus, Mann aus der Familie hausdorf 

PS. In Zukunft werden Sie als Empfänger dieses Schreibens nicht 

mehr sagen können “Ich habe doch von nichts gewusst“. 

Menschenrechtstrafgerichtshof 
Abt. Strafermittlungsangelegenheiten 
Koblenzer Str. 28 
32584 Löhne 
Tel.: 05731 / 49 89 180   -   Fax: 05731 / 49 89 175      (Mo. & Fr. 11.00 -14.00 Uhr) 

 

  

 

ANLAGEN als NIEDERSCHRIFT und schriftl. Zu Protokoll ! 
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Was ist los in der Bundesrepublik Deutschland? 
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